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Der Gemeinderat von Oberried hat am 19.09.2000 den Bebauungsplan "Gewerbege-
biet Brühl" unter Zugrundelegung der nachstehenden Rechtsvorschriften als Satzung
beschlossen.

über die Aufstellung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Brühl"
der Gemeinde Oberried (Landkreis Breisgau-Hochschwarywald)

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
27.08.1997 (BGBI. I S. 2141) in der derzeit gültigen Fassung.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. l S. 132), zuletzt
geändert durch Art. 3 Investitionserleichterungs-und WohnbaulandG vom
22.04.1993 (BGBI. l S. 466)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des
Planinhaltes (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI., 1991 l S. 58)

Landesbauordnung für Baden-Wüföemberg (LBO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 08.08.1995 (GBI. S. 617) in der derzeit gültigen Fas-
sung.

Gemeindeordnung für Baden-Wüföemberg (GemO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03.10.1983 (GBI. S. 577, 720), zuletzt geändert durch
das Gesetz vom 08.02.1999 (GBI. S. 65).

§ 1- Räumlicher Geltungsbereich

.Jä&

Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus den Festsetzungen im
"Zeichnerischen Teil" des Bebauungsplanes.

Il

§ 2 - Bestandteile des Bebauungsplanes

1 . der "Zeichnerische Teil"

2. die Schriftlichen Festsetzungen

M. 1 : 500 i.d.F. vom 19.09.2000

i.d.F. vom 19.09.2000 I

Dem Bebauungsplan beigefügt sind:

1 . die Begründung

2. der Übersichtsplan

i.d.F. vom 19.09.2000

M. 1 : 5.000 i.d.F. vom 23.05.2000
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§ 3 - Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne von § 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO handelt, vver den auf-grund von § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 74 LBO ergangenen Vor-
schriften dieser Satzung zuwiderhandelt.

""%

§ 4 - Inkraföreten
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung nach § 10 BauGB in Kraft.

2i, Seö. 2ü[)ü
Oberried, den Winterhalter, BürgermeistertnrethaWe;,'sürge4Wföier""': '
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SCHR?FTLICHE FESTSETZUNGEN

zum Bebauungspgan "Gewerbegebiet Brühl"
der Gemeinde Oberried (Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald)

-»;?Jr* A Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB

1 .0 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. I BauGB)

1.1 Gewerbegebiet - "GE" (§ 8 BauNVO i.V. mit § 1 Abs. 4 BauNVO)

'1
«

1.1.I InnerhalbderalsGewerbegebiet-"GE"-ausgewiesenenFlächesindVer-
gnügungsstätten wie Diskotheken, Spielhallen, Spielotheken und Spiel-
center nach 13 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO unzulässig.

1.1.2 Für das Gewerbegebiet wird festgesetzt, dass Wohnungen entsprechend
§ 8 Abs. 3 Nr. I BauNVO ausnahmsweise zulässig sind für Aufsichtsperso-
nen und Bereitschaffspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebslei-
ter, die dem Bewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche
und Baumasse untergeordnet sind.
Ergänzend wird festgesetzt, dass max. 2 Wohnungen im Rahmen der Aus-
nahme nach § 8 Abs. 3 Nr. I BauNVO zulässig sind.

2.O Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. I Nr. I BauGB)

2.1 Die Grundflächenzahl (GRZ) und Geschoßflächenzahl (GFZ) sind den Ein-
tragungen im "Zeichnerischen Teil" zu entnehmen.

s?il,&
"W

2.1.1 AufdieFestsetzungderZahlderVollgeschossewurdeverzichtet.

2.2 Wandhöhe

Als Wandhöhe wird festgesetzt

- für Wohn- und Bürogebäude bzw. -gebäudeteile
in den Nutzungszonen 1 + 2

- für die gewerblich genutzten Gebäude bzw. -gebäudeteile
in der Nutzungszone 1

- für die gewerblich genutzten Gebäude bzw. -gebäudeteile
in der Nutzungszone 2

max. .,.700m

max. .,.700m

max. .,.8ü0m

2.2.I Die Wandhöhe wird gemessen ab Oberkante Straße, in der Mitte der stra-
ßenseitigen Grundstücksgrenze, von der aus das Grundstück seine Zufahrt
erhält, bis Schnittpunkt Außenwand mit Oberkante Dachhaut.
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2.3 Firsthöhe

Als Firsthöhe wird festgesetzt

- für alle Gebäude bzw. Gebäudeteile
in den Nutzungszonen 1 + 2 max. 13,00m

2.3.I Die Firsthöhe wird gemessen ab Oberkante Straße in der Mitte der stra-ßenseitigen Grundstücksgrenze, von der aus das Grundstück seine Zufahrt
erhält, bis zur Oberkante des Firstes.

Untergeordnete Bauten oder Bauteile

Ausnahmsweise können für untergeordnete Bauten und Bauteile, wie Ka-
mine, Aufzüge, Silos, Kräne etc. absolute Höhen bis max. 13,00 m zuge-
lassen werden.

2.4

3.0

3.1

Bauweise (§ 9 Abs. I Nr. 2 BauGB i.V. mit § 22 BauNVO)

Für das Gewerbegebiet (GE) wird die "offene" (o) Bauweise gemäß § 22
Abs. 2 BauNVO festgesetzt.

4.0

4.1

Nebenanlagen

Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 2 BauNVO sind auch auf den nicht
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

m
W

5.0

5.1

Mindestgrößen der Grundstücke (§ 9 Abs, 3 BauGB)

Für den gesamten Geltungsbereich wird eine Mindestgröße der Gewerbe-
grundstücke von 500 m2 festgesetzt.
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6.0 Von der Bebauung freizuhaltende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

6.1 Sichtflächen - S 1

???

;

/

Aus Gründen der Verkehrssicherheit für wartepflichtige Kraföahrer, Radfah-
rer und Fußgänger müssen die Sichtfelder - S 1. - zwischen 0,80 m und
2,50 m Höhe, gemessen von Oberkante Fahrbahn, von ständigen Sichthin-
dernissen, parkenden Fahrzeugen und ähnlichen freigehalten werden. Be-
pflanzungen sind innerhalb der Sichtdreiecke nicht zulässig.
Lichtmasten und ähnliches sind innerhalb der Sichtfelder möglich, sie dür-
fen jedoch wartepflichtigen Fahrern, die aus dem Stand einbiegen wollen,
die Sicht auf bevorrechtigte Fahrzeuge oder nichtmoförisierte Verkehrsteil-
nehmer nicht verdecken.

6.2 Von Bebauung freizuhaltende Flächen
k
J Die im Plan eingetragenen Flächen am südlichen bzw. südwestlichen Rand

des Planungsgebietes, die im geplanten Überschwemmungsgebiet liegen
sind von jeglicher Bebauung freizuhalten.
Ausgenommen sind Flächen zwischen die im Zeichnerischen Teil innerhalb
des -Überschwenmmungsgebietes dargestellten Baugrenzen.

6.2.1 Der Verlust von Überschwemmungsfläche durch eine Bebauung muß im
Rahmen des konkreten Bauantrages durch einen konkreten Volumenaus-
gleich kompensiert werden.

7.0 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. I Nr. 1 1 BauGB)

lüyl l
tr

7.1 Im "Zeichnerischen Teil" ist im westlichen Bereich des Planungsgebietes
der vorhandene Geh- und Radweg entlang der Landesstraße L 126 darge-
stellt. I

7.2 Am nordwestlichen Rand des Planungsgebietes ist entsprechend der Dar-
stellung im "Zeichnerischen Teil" eine max. 10,0 m breite Brücke über den
vorhandenen Graben zur Erschließung des Planungsgebietes zulässig.

l
)

7.3 Im "Zeichnerischen Teil" ist im nordöstlichen Bereich des Planungsgebietes
ein Fußweg zum Sportplatzbereich dargestellt.

7.4 Entlang der Ringstraße ist ein 2,5 m breiter Streifen als Mehrzweckstreifen
dargestellt. Innerhalb dieses Mehrzweckstreifens sind sowohl Grundstücks-
zufahrten, Stellplätze und Grünflächen möglich. Die im Zeichnerischen Teil
dargestellten Baumstandorte sind beispielhaft.

)tl
itl

lil
1,
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8.O Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

,?

8.I Das im "Zeichnerischen Teil" im südöstlichen Bereich des Planungsgebie-tes entlang des Osterbaches dargeste!Ite Geh-, Fahr- und Leitungsrecht "gr
+

Ir 1" (Kanalisation / Wasserversorgung) zugunsten der Gemeinde Kirch-
zarten ist zu sichern.

9.ü Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

/

/

/
/

/
/
/

g.t Im nordöstlichen Bereich des Planungsgebietes ist im 'l'Zeichnerischen Teil"
eine Fläche zur Errichtung einer Trafostation bzw. eines Schalthauses aus-
gewiesen.

k
W 1 0.O Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 Abs. I Nr. 26 BauGB)

1ü.I Private Grundstücksflächen sind straßenseitig grundsätzlich voflständig aufStraßenniveau aufzufüllen. Dafür ist ausschließlich unbelasteter Erdaushub
zu verwenden (kein Bauschutt).

10.2 Nach der Auffüllung des Grundstückes sind Abgrabungen auf dem ge-samten Grundstück zwischen Gebäude und öffentlichen Straßen und We-
gen unterhalb des Niveaus der Straßenoberkante nicht zugelassen.
Ausnahmsweise zulässig sind betriebsbedingte Abgrabungen bis 1,0 m
unterhalb des Niveaus das sich als unterer Bezugspunkt für die Wand-
bzw. Firsthöhe ergibt.

10.3 Im Bereich des im "7eichnerischen Teil" dargestellten Überschwernmungs-
gebietes sind Aufschüttungen nicht zulässig.

r:' . .:k
lit H

110 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

11.I Die im "Zeichnerischen Teil" im nordwestlichen Teil des Planungsgebietes
dargestelJte öffentliche Grünfläche ist entsprechend der Festsetzung A 1 3.2
afs Pflanzfläche anzulegen und zu unterhalten.

11.2 [)ie im östlichen Rand des Planungsgebietes als Öffentliche Grünfläche,
Zweckbestimmung "Gewässerschutz" ausgewiesene 10,00 m breite Ufer-
randzone entlang des Osterbaches ist als Gewässerschutzstreifen zu er-
halten und zu pflegen. Innerhalb der öffentlichen Grünfläche ist die Erstel-
lung von Nebenanlagen und jegliche Art der Flächenversiegelung verboten.
Der vorharidene ufergehölzbestand ist zu eThalten.
Das übrige Vorland des Osterbaches ist ais Wiese anzulegen und extensiv
zu bewirtschaften. Im Bereich von Bestandslücken sind ergänzende
Neupflanzungen von Ufergehölzen (sh. Artenliste) durchzuführen.
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11 .3 Die im "Zeichnerischen Teil" im westlichen Teil parallel zur Landesstraße
L 126 bzw. zum Geh- und Radweg dargestellte öffentliche Grünfläche ist
entsprechend der Schrifilichen Festsetzung A 15.2 a!s Pflanzfläche anzule-
gen und zu unterhalten.

.,;@';p?
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11.4 DeralsöffentlicheGrünflächeausgewiesene5,00mbreiteStreifenam
nördlichen Rand des Planungsgebietes ist entsprechend der Schriftlichen
Festsetzung A 15.2 als Pflanzfläche anzulegen und zu unterhalten. Jegli-
che Art von Flächenversiegelung ist verboten.
Innerhalb der Pflanzfläche sind an den im "Zeichnerischen Teil" angegebe-
nen Standorten großkronige Bäume anzupflanzen und zu unterhalten. Ge-
ringe Standortabweichungen sind mÖglich.
Aufgrund der vorhandenen Leitungsführung ist im nördlichen Teil dieser
öffentlichen Grünfläche ein ca. 1,0 m breiter Streifen von der Bepflanzung
einschl. Rand- und Rinnensteinen freizuhalten. Alle Maßnahmen in der Nä-
he der Trasse bedürfen der Zustimmung der Freiburger Energie- und Was-
serversorgung FEW als betroffener Energieversorgungsträger.

11.5 DeralsöffentlicheGrünflächeausgewiesene'lO,00mbreiteStreifenent-
lang der südlichen Planungsgebietsgrenze dient der Einbindung des Ge-
werbegebietes zur freien Landschaff und ist entsprechend der planungs-
rechtlichen Festsetzung A 13.2 zu bepflanzen und zu unterhalten.

12.O Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschafi, für Hochwasser-
schutzanlagen und für die Regelung des Wasserabflusses

(§ 9 Abs. 'l Nr. 18 BauGB)

12.1 Am südlichen Rand des Planungsgebietes ist das festgesetzte Ober-
schwemmungsgebiet dargestellt.
[)ieser Bereich ist von Flächenversiegelung, Stellplätzen und Lageflächen
jeglicher Art freizuhalten.

i 12.2 Am nordwestlichen Teil des Planungsgebietes ist zur Minderung des Was-
serabflusses ein Regenrückhaltebecken festgesetzt und im "Zeichneri-
schen Teil" entsprechend dargestellt.
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13.O Flächen zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchem und sonstigen Bepflan-
zungen (§ 9 Abs. I Nr. 25a BauGB)

W%

13.I Im Bereich der öffentlichen (Verkehrs-) Grünflächen entlang der inneren
Erschließungsstraße sind an den im "Zeichnerischen Teil" angegebenen
Standorten kleinkronige heimische Laubbäume (sh. Artenliste) anzupflan-
zen und zu unterhalten (Baumscheibe mind. 7,5 fö2). Geringe Standortab-
weichungen sind möglich.

13.2 Innerhalb des als öffentliche Grünfläche ausgewiesenen Pflanzstreifens
entlang der nördlichen, südwestlichen und südöstlichen Planungsgebiets-
grenze sind heimische Sträucher und kleinkronige Laubbäume (sh. Artenli-
ste) in Gehölzgruppen anzupflanzen und zu unterhalten.
Die nicht mit Bäumen und Sträuchern bepflanzte Fläche ist als Wiese zu
unterhalten bzw. anzulegen.

* 13.3 Auf den privaten Grundstücken ist im Bereich der Stellplatzanlagen minde-
stens ein einheimischer Laubbaum je 4 Stellplätze in einer ausreichend di-
mensionierten Baumscheibe (mind. 4 m2) anzupflanzen und zu unterhalten
(sh. Artenliste).

13.4 Auf jedem privaten Grundstück ist je angefangene 500 m2 Gewerbege-
bietsfläche 1 einheimischer Laubbaum (alternativ 2 Sträucher) (sh. Artenli-
ste) anzupflanzen.
Der in sonstigen Pflanzgeboten auf privaten Grundstücken festgeseföe
Baumbestand kann mit Ausnahme der Festsetzung A 13.3 - StellpJatzbe-
grünung- auf dieses Pflanzgebot angerechnet werden.

14.O F(ächen zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

j',i(*
.1 ?,

14.I Der vorhandene Ufergehölzbestand entlang des Osterbaches ist zu erhaJ-
ten und zu pflegen. Für notwendige Schutzmaßnahmen während der Bau-
arbeiten ist zu sorgen.
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15.O Zuordnungsfestsetzung aufgrund § 1a BauGBi.V.m. § 8a Abs. I Satz 4 BNatSchG sowie § l35a+l35b BauGB

?.4j@

15.I Die zur ökologischen Aufwertung vorgesehenen planungsrechtlichen Fest-
setzungen A 11.2, A 11.3, A 12.3, A 12.4 sowie A 13.2, und A 13.3 sind
den Eingriffen, die durch die Bebauung der privaten Grundstücke entste-
hen, zuzuordnen.Entsprechend der Gemeindesatzung zur Erhebung von Kostenerstattungs-
beiträgen sind die anfallenden Kosten von den Eigentümern der Grund-
stücke oder den Vorhabenträgern zu übernehmen.

r

15.2 Die zur ökologischen Aufwertung vorgesehenen Baum- und Strauchpflan-
zungen entlang der inneren Erschließungsstraße (Planungsrechtliche Fest-
setzungen A 13.1) sind den Eingriffen, die durch die Anlage der Verkehrs-
flächen entstehen, zuzuordnen.Entsprechend der Erschließungsbeitragssatzung der Gemeinde sind die
anfallenden Kosten von den Eigentümern der Grundstücke oder den Vor-
habenträgern zu übernehmen.

16.0 Artenliste der Bepflanzung

16.I Die nachfolgenden Baum- und Straucharten sollten im Bereich der privaten
Grundstücke verwendet werden :

J

Heimische Bäume:
Acer campestre
Betula pendula
Carpinus betulus
Castanea sativa
Fagus sylvatica
Populus tremula
Quercus petraea
Salix caprea
Tilia cordata

- Feldahorn
- Birke
- Hainbuche
- Eßkastanie
- Rotbuche
- Zitterpappel
- Traubeneiche
- Salweide
- Winterlinde

Obstgehölze:
Verwendung ortsüblicher Sorten
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Heimische Sträucher:
Corylus avellana
Cornus mas
Cornus sanguinea
Euonymus eur0paeuS*
Ligustrum vulgare"
Lonicera xylosteum*
Rhamnus catharticus*
Salix caprea
Sambucus nigra
Viburnum lantana*
Viburnum opulus*

- Haselnuß
- Kornelkirsche
- Roter Hartriegel
- Pfaffenhütchen
- Liguster
- Heckenkirs(,he
- Kreuzdorn
- Salweide
- Holunder
- Wolliger Schneeball
- Gewöhnlicher Schneeball

Ziersträucher:
Deutzia - Arten
Forsythia interrnedia
Kolkwitzia amabilis
Laburnum - Arten*
Lonicera ledebourii*
Philadelphus - Arten
Spiraea - Arten
Syringa vulgaris
Viburnum - Arten*
Weigela - Arten

- Deutzie
- Forsythie
- Kolkwitzie
- Goldregen
- Heckenkirsche
- Falscher Jasmin
- Spierstrauch
- Flieder
- Schneeball
- Weigelie

Die mit * gekennzeichneten Blütensträucher sind giftig.
16.2 Die nachfolgenden UfergehÖlze sollten im Bereich des Gewässerschutz-streifens am östlichen Rand des Planungsgebietes verwendet werden :

wl

Ufergehölze:
Acer pseudoplatanus
Acer platanoides
Sorbus aucuparia
Quercus robur
Alnus incano
Alnus glutinosa
Fraxinus excelsior
Rhamus frangula
Carpinus betulus
Corylus avellana
Sambucus nigra
Salix cineerca
Salix fragilis
Salix aurita

- Bergahorn
- Spitzahorn
- Eberesche
- Stieleiche
- Grauerle
- Schwarzerle
- Esche
- Faulbaum
- Hainbuche
- Haselnuss
- Schwarzer Holunder
- Grauweide
- Bruchweide
- Ohrweide
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Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Dachgestaltung

Die Dachneigungen betragen für

Gewerbebauten (A) 12 - 45o

Wohn- und BÜrogebäude (B), die getrennt errichtet vverden 30 - 45o

Für alle Gebäude und Gebäudeteile sind nur Satteldächer, Pultdächer und
Satteldächer in der Forrn von versetzten Pultdächern zulässig.
Ausnahmsweise zulässig sind Flachdächer auf untergeordneten Gebäu-
deteilen wie Anbauten.

1.3 Metallisch-blanke und auffallend helle Dachflächen sind unzulässig.
Solaranlagen sind grundsätzlich zulässig.

B

1.

j.l

1.2

§ 74 LBO

j

2.

2.1

Fassadengestaltung

Bei Baukörpern mit einer Gebäudelänge über 25,00 m ist eine Gliederung
der Fassadenlänge durch Vor- und Rücksprünge von mind. 0,25 m Tiefe
und 1 ,0 m Breite oder andere Architekturelemente vorzunehmen.

2.2 An geschlossenen Wandflächen sind in einem Abstand von max, 5,0 m
Kletterpflanzen (sh. Artenliste) anzupflanzen. Bei Bedarf sind Rankhilfen
anzubringen.

2.3 Bei der Gestaltung der Fassade sind gedeckte Farbtöne zu verwenden.
Grelle Farbtöne sind ausgeschlossen.

2.4 Der Glasanteil daf pro Gebäudeseite max. 75 % betragen.
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3. Werbeanlagen

3.1 Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig. Werbeanlagen auf
dem Dach sind nicht zulässig.

-4

3.2 Im gesamten Baugebiet sind Werbeanlagen mit bewegliche oder blinkende
Leuchtschrift nicht zulässig.

3.3 Die Größe der Werbeanlagen wird mit rnax. 6,€)0 m Länge und 1 ,50 m Hö-
he festgelegt.

3.4 Irn Zufahrtsbereich in das Planungsgebiet ist eine Werbeanlage als Ge-
meinschaftsanlage unabhängig vom Ort der Leistung mit einer Größe von
max. 6,0 m Länge und 4,0 m Höhe zulässig.

1
w 4. Gestaltung der unbebauten Flächen

4.1 Die vorhandenen Geländehöhen sind im Bauantrag darzustellen.

4.2 Nicht bebaute Flächen sind als Grünfläche oder gärtnerisch genutzte Flä-
che anzulegen und zu unterhalten. Dabei sind vorwiegend einheimische
Gehölze zu verwenden. Ausgenommen hiervon sind notwendige Zugänge,
Zufahrten und Abstellplätze.

4.3 Die befestigten Flächen sind unter Berücksichtigung betrieblicher Belange
auf ein Minimum zu beschränken.
Die Zufahrten, Stellplätze und Lagerflächen sind soweit dort nicht mit Ge-
fährdungen des Grundwassers durch Schadstoffeintrag zu rechnen ist, in
wasserdurchlässigen Belägen auszuführen.

»
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c Weitergehende Bestirnrriungen, Hinweise und Empfehlungen

1.1 Grundwasserschutz

Das Planungsgebiet liegt teilweise im festgesetzten Überschwemmungsge-
biet.

-J

Das Planungsgebiet liegt vollständig in der Trinkwasserschutzzone 111 B.
Die entsprechenden Bestimmungen und Hinweise sind zu beachten.
Für das Planungsgebiet liegen Aussagen zu Grundwasserständen vor.

1.1.I Bauen im Grundwasser

J

Aus Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes ist das Bauen im
Grundwasser (d.h. Fundament tiefer als der höchste GrundwasÖerstand)
grundsätzlich abzulehnen, um negative Einflüsse auf das Grundwasser zu
vermeiden.

Dem Bauen im Grundwasser kann nur in Ausnahmefällen zugestimmt wer-
den.

Wird in einem solchen Ausnahmefall dem Bauen unterhalb des höchsten
Grundwasserstandes zugestimmt, so ist diese Zustimmung in der Regel mit
Bedingungen verbunden, um die negativen Einflüsse auf ein Minimum zu
begrenzen (z.B. Auffüllen des Baugebietes (Massenausgleich), Funda-
mentoberkante über dem mittleren Grundwasserstand, wasserdichte Aus-
fÜhrung, Auffriebssicherung).

P

Sollte auch das Eintauchen in den mittleren Grundwasserstand unvermeid-
bar sein, so können noch zusätzliche Bedingungen erforderlich sein (z.B.
Einbau von Kiespackungen). In jedem Fall bedarf eine solche Baumaß-
nahme der wasserechtlichen Erlaubnis, da sie nach § 3, Abs. 2 Nr. I WHG
eine Benutzung des Grundwassers darstellt.

1.1.2 SicherungderGrundwasserneubildung
Im Hinblick auf die Belange der GW-Neubildung und des HW-Schutzes ist
die Versiegelung der Bodenflächen zu minimieren. Eine Abflußbeschleuni-
gung ist nur zum Schutz vor Hochwasser zulässig.
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1.2 Wasserversorgung
Das Baugebiet ist über die zentrale Wasserversorgung mit Trinkwasser zuversorgen. Ausreichende Druckverhältnisse im Leitungsnetz sind sicherzu-stellen. Die Wasserversorgungsanlage bedaif der wasserrechtlichen Ge-
nehmigung.

'4 'I .3 Abwasserbeseitigung
Vor der Erschließung ist ein wasserrechtliches Genehmigungsvefahren
bezüglich der Kanalisation durchzuführen.

1 .4 Dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser(Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr vom 22.03.1999)

ü

[ (§ 1) Niederschlagswasser wird deföntral beseitigt, wenn es versickert oderortsnah in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet wird. Für das dezentraleEinleiten von Niederschlagswasser in ein Gewässer zum Zwecke seinerschadlosen Beseitigung ist eine Erlaubnis nicht eforderlich, soweit die Be-stimmungen der §§ 2 und 3 eingehalten werden. Eine Erlaubnis ist weiternicht erforderlich, wenn die dezentrale Beseitigung des Niederschlagswas-sers in bauleitplanerischen oder bauordnungsrechtlichen Vorschriften vor-
gesehen wird.Die erlaubnisfreie Einleitung von Niederschlagswasser, welches von befe-stigten oder bebauten Flächen von mehr als 1 .200 m2 stammt, ist der unte-ren Wasserbehörde anzuzeigen, soweit die WasserbehÖrde nicht bereits inanderen Verfahren Kenntnis von dem Vorhaben erlangt hat. Die Wasser-behörde hat den Eintrag der Anzeige zu bestätigen. Mit dem Vorhabendarfnicht vor Ablauf eines Monats nach Eingang der Anzeige begonnen wer-
den.Weiter gehende Forderungen in Wasserschutz- und Quellenschutzgebiets-
verordnungen bleiben unberührt.
(§ 2) Anforderungen an die erlaubnisfreie BeseitigungNiederschlagswasser darf erlaubnisfrei versickert werden oder als Gemein-gebrauch in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden, wenn es von
folgenden Flächen stammt:1. Dachflächen, mit Ausnahme von Dachfläöhen in Gewerbegebieten undIndustriegebieten sowie Sondergebieten mit vergleichbaren Nutzungen.2. befestigten Grundstücksflächen mit Ausnahme von gewerblich, hand-

werklich und industriell genutzten Flächen.3. öffentlichen Straßen, die als Ortsstraßen der Erschließung von Wohn-gebieten dienen, und öffentlichen Straßen außerhalb der geschlosse-nen Ortslage mit Ausnahme der Fahrbahnen und Parkplätze von mehr
als zweistreifigen Straßen.4. beschränkt öffentlichen Wegen und Geh- und Radwegen, die Bestand-
teil einer öffentlichen Straße sind.
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k»

Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft oder inMulden auf mindestens 30 cm mächtigem bewachsenen Boden in dasGrundwasser versickert wird. Niederschlagswasser von Flächen nach Nr. 1kann auch in Mulden-Rigolen-Elementen gesammelt und versickert wer-den. Vor der ortsnahen Einleitung in ein oberirdisches Gewässer sollen dieMöglichkeiten zur Rückhaltung des Niederschlagswassers genutzt werden.Anlagen zur dezentralen Niederschlagswasserbeseitigung sind entspre-chend den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu un-terhalten und zu betreiben. § 43 Abs. 2 Satz 3 WG gilt entsprechend.

p-!
W

(§ 3) Erlaubnispflichtige BeseitigungNiederschlagswasser darf im Fassungsbereich (Zone l) und in der engerenSchutzzone (Zone 11) von Wasserschutz- und Quellenschutzgebieten und inFlächen schädlicher Bodenveränderungen, Verdachtsflächen, Altlasten-und altlastenverdächtigen Flächen im Sinne des § 2 Abs. 3 bis 6 des Bun-des-Bodenschutzgesetzes nicht ohne Erlaubnis dezentral beseitigt werden.Gleiches gilt für Niederschlagswasser von nicht beschichteten oder in ähn-licher Weise behandelten kupfer-, zink- oder bleigedeckten Dächern.
Jede einzelne Versickerung bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis.
Die wasserrechtliche Erlaubnis zur dezentralen Beseitigung des Nieder-schlagswassers von nicht beschichteten oder in ähnlicher Weise behan-delten kupfer-, zink- und bleigedeckten Dächern kann nach derzeitigem
Kenntnisstand nicht in Aussicht gestellt werden.

'I .5 Wassergefährdende Stoffe

*-

Bei Industrie- und Gewerbebetrieben sind aus der Sicht des Gewässer-schutzes strenge Anforderungen an Lagern und Umgang mit wasserge-fährdenden Stoffen sowie an die betrieblichen Abwasseranlagen zu stellen.Um zu vermeiden, dass nach Fertigstellung von baulichen Anlagen für In-dustrie- und Gewerbebetriebe aus Gründen des Gewässerschutzes nach-träglich kostspielige Sanierungsmaßnahmen erforderlich werden, sindkomplette Bauvorlagen auf der Grundlage der BauvorlageVO nach der je-weils gültigen Fassung mit dem Bauantrag einzureichen, die eine Beurtei-lung der Bauvorhaben im Hinblick auf die Belange des Gewässerschutzes
ermöglicht.

Der anfallendene Erdaushub ist auf das unumgänglich eforderliche Maß zureduzieren und das Material soweit als möglich innerhalb des Planungsge-bietes für Geländegestaltungen usw. wieder zu verwerten, um die Abfuhrauf Erdaushubdeponien soweit wie möglich zu reduzieren.Auffüllungen im Rahmen der Erschließung und im Zuge von Baumaßnah-men dürfen nur mit reinern Erdaushub (bzw. Kiesmaterial) oder aufbereite-tem Bauschutt aus zugelassenen Aufbereitungsanlagen vorgenommen
werden, der keine wassergefährdenden Stoffe enthält.Außerdem ist die Verwendung von verunreinigtern Bauschutt und Baustel-
Ienabfällen nicht zulässig.
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1.6 Gewässerbau

Das Gewerbegebiet grenzt im Osten an den Osterbach

'40

Das Gewerbegebiet ist zur Gewässerunterhaltung von der wasserseitigenBöschungsoberkante des Osterbaches ein mindestens 10,00 m breiterGeländestreifen von jeglicher Bebauung freizutfölten. In diesem Bereich
dürfen auch keine Zäune errichtet werden.

1.7 Altlasten

Im Planungsgebiet sind keine Altlasten bekannt.

0

ÜberschLissiger Boden ist zweckmäßigerweire an Ort und Stelle oder imPlanungsgebiet selbst für landschaftsbauliche Maßnahmen (z.B. Grünflä-chengestaltung) u.ä. zu verwenden und zur Verhinderung von Bodenver-
wehungen dauerhaff zu begrünen.

1.8 Bodenschutz - Allgemeine Bestimmungen
1. Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur soviel Mutterboden ab-geschoben wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt not-wendig ist. UnnÖtiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf ver-

bleibenden Freiflächen ist nicht zulässig.
2. Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Tren-

nung von Mutterboden und Unterboden durchzuführen.

*

3. Bei GeländeaufschÜttungen innerhalb des Baugebietes, z.B. zum Zweckedes Massenausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterbo-den des urgeländes nicht überschÜttet werden, sondern ist zuvor abzu-schieben. Für die Auffüllung ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterbo-
den) zu verwenden.

4. Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maßzu beschränken, wo möglich sind Oberflächenbefestigungen durchlässig zugestalten. Zur Befestigung von Gartenwegen, Garageneföfahrten, Stellplät-zen usw. werden Rasengittersteine oder Pflaster mit groben Fugen emp-
fohlen.

5. Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen, er darf nicht alsAn- und Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben usw.) benutzt
werden.

6. Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschenoder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausge-schlossen werden können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu meI-
den.
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7. Bei der Ansiedlung von Industrie- oder Gewerbebetrieben, die aufgrund ih-rer Emissionen geeignet sind, Bodenbelastungen hervorzurufen, ist imRahmen der Genehmigung des jeweiligen Einzelbauvorhabens eine ge-sonderte Stellungnahme des Amtes für Umweltschautz beim Landratsamt
Breisgau-Hochschwarzwald, Sachgebiet Bodenschutz erforderlich.

my4
1.9 Bodenschutz - Bestimmungen zur Verwendung untJ Behandlung von Mut-

terboden

1. Der bei Baumaßnahmen bis 1,5 m Tiefe anfallende Erdaushub kann zu
landschaffsbaulichen und gestalterischen Maßnahmen wiederverwendet
werden.

*

2. Ein Überschuß an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht inAnspruch genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zuverwenden (Grünanlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oderwiederverwertbar auf geeigneten (gemeindeeigenen) Flächen in Mieten
zwischenzulagern.

3. Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden max. 2 mhoch locker aufzuschÜtten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährlei-
stet ist.

4. Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen duröhAuflockerung bis zum Anschluß an wasserdurchlässige Schichten zu be-seitigen, damit ein ausreichender Wurzelraum für die geplante Bepflanzung
und flächige Versickerung von Oberflächenwasser gewährleistet sind.

5. Die AufflragshÖhe soll 20 cm bei Grünanlagen und 30 cm bei Grabeland
nicht überschreiten.

* 2.0 Hinweise zum Denkmalschutz

2.1 Falls Bodenfunde bei Erdarbeiten im Planungsbereich zutage treten, istgemäß § 20 Denkmalschutzgesetz das Landesdenkmalamt unverzüglich zu
benachrichtigen.

3.0 Hinweise zu Erdwärrnesonden

3.1 Bei der Anlage von Erdwärmesonden ist aufgrund der Lage des Planungs-gebietes in der weiteren Schutzzone 111 B des Wasserschutzgebietes eine
Einzelfallprüfung eforderlich.
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4.O Hinweise zum Bergbau

-*

4.1 Das Planungsgebiet liegt innerhalb der Bergbauberechtigung "Weilersbach111"i die zur Aufsuchung und Gewinnung von Blei und Zink berechtigt.Rechtsinhaber der Berechtigung ist die Gewerkschaft Wilhelm Bergbauge-
sellschaft mbh, Hannover.Eine Aufsuchung und Gewinnung von Blei und Zink fand im Bereich des
Bebauungsplanes bisher nicht statt.Sollte zukünffig die Ausuchung und Gewinnung von Blei und Zink in demvorgenannten Feld im Bereich des Bebauungsplanes aufgenommen wer-den, wären damit möglicherweise verbundene bergbauliche Einwirkungenauf dem Grundeigentum zu dulden. Für daraus entstehende Bergschädenim Sinne von § 114 des Bundesberggesetzes (BbergG) vom 13.08.1980(BGBI. I S. 1310) würde Schadensersatz nach §§ 115 ff. BbergG geleistet.

!'!
??

Es wird darauf hingewiesen, dass bergbauliche Planungen zur Aufsuchungudn Gewinnung von Blei und Zink im Bereich des Bebauungsplanes derzeit
nicht bestehen.

5.0 Hinweis der Gemeinde Oberried

5.1 [)ie Fußpunkte von Laternen dürfen ebenso wie die Abstützung der Rand-
steine auf privaten Grundstücken liegen.

Freiburg, den 28.12.1999
geändert 28.01.2000

23.05.2000
19.09.2000

25, Sep. 7Ulfü
Oberried, den

*

PLANUNGSBÜRO FISCHER
GüNTERSTALSTR. 32
79100 FREIBURG

7. 4', k YC=
nterhalter, Bürgermeister
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BEGRüNDUNG

zurn Bebauungsplan "Gewerbegebiet Brühl"der Gemeinde Oberried (Landkreis Breisgau-Hochsehwarzwald)
v0

1.0 Erfordernis der Planaufstellung
Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich, um die städtebauliche
Ordnung dieses Bereiches sicherzustellen.Daneben sollen die planungsrechtlichen Grundlagen zur Erschließung die-ses Gewerbegebietes geschaffen werden, um so den Bedarf der einheimi-schen Gewerbetreibenden nach Gewerbegrundstücken zu decken. Somitsoll auch einer Abwanderung von Gewerbetreibenden entgegengewirkt wer-den und zukünftig Arbeitsplätze in der Gemeinde Oberried gesichert werden.

2.O Planungsvorgaben

2.I Clmr;i'iordnetePlanung
Der zwischenzeitlich rechtswirksame Flächennutzungsplan der Verwaltungs-gemeinschaft Dreisamtal (mit den Gemeinden Kirchzarten, Stegen und O-berried) weist im Bereich des Bebauungsplanes Gewerbeflächen aus.Der Bebauungsplan bedatf somit gemäß § '10 Abs. 2 i.V.m. § 8 Abs. 2
Satz 1 nicht der Genehmigung durch das Landratsamt.

!.J

Von der Planung ist weder ein Natur- noch ein Landschaftsschutzgebiet be-
troffen.Das geplante Überschwemmungsgebiet des Regionalplan RVSO 1995 ist imPlan am südlichen bzw. südwestlichen Rand des Planungsgebietes einge-
zeichnet.

2.2 Plangrundlage
Die digitalen Grunddaten dieses Bebauungsplanes wurden durch das Ver-messungsamt Freiburg am 22.07.1998 mit der Bearbeitungs-Nr. 980804126
zur Verfügung gestellt.Änderungen an der Katastergrundlage bedürfen der Genehmigung durch
das Verrnessungsamt.
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2.3 Flächenfindung

Th

Aufgrund der topografischen und landschaftlichen Lage der Gemeinde Ober-ried ist die Ausweisung eines Gewerbegebietes an .jedem Standort mit Pro-blemen verbunden. Die Gemeinde hatte daher ein Standortgutachten in
Auftrag gegeben.Im Rahmen dieses Gutachtens wurden 4 Standorte hinsichtlich eines mögli-
chen Gewerbegebietes untersucht:Schwarzmatte (nördlich der Ortslage, zwischen L126 und Brugga)

Sportplatz (nördlich der Ortslage, nördlich des Sportplatzes)
Hausmatte (östlich der Ortslage, am Eingang zum Zastlertal)
Brühl (nordöstlich der Ortslage, südlich des Sportplatzes)

Unter Abwägung unterschiedlicher Aspekte kam das Gutachten im Dezem-ber 1997 zum Ergebnis, dass "aus landschaftsplanerischer Sicht der Stand-ort 'Brühl' favorisiert wird. [)ie Gemeinde Oberried hat dies in ihre eigeneAbwägung hinsichtlich der Standortfrage eingestellt und ist zu dem Ergebnisgekommen, im Flächennutzungsplan bzw. Bebauungsplan die Fläche
"Brühl" als Gewerbegebiet entsprechend auszuweisen.

3.O Städtebauliche Konzeption

3.I Geltungsbereich

j

Das Planungsgebiet hat eine Größe von ca. 3,60 ha (ohne den Bereich desStraßenanschlusses). Es liegt im Nordosten der Ortslage von Oberried undwird begrenzt im Norden durch den vorhandenen Sportplatz, im Osten durchden Osterbach, im Süden durch landwirtschaftlich genutzte Fläche und im
Westen durch die L 126.

Der Geltungsbereich umfaßt die Flurstücke 255 und 255/1 sowie Teilflächender Fl.st.Nrn. 259, 260, 34/1 (Straße L 126), 257/1 (Bereich östlich der L 126
mit Graben und Rad-/Fußweg).
Im übrigen ergibt sich der Geltungsbereich aus der Abgrenzung im Zeichne-
rischen Teil des Bebauungsplanes sowie dem Übersichtsplan.
Gegenüber der Vorgezogenen Trägeranhörung nach § 4 Abs. 1 BauGBwurde der Geltungsbereich des Bebauungsplanes um die Fl.st.Nr. 255/1 amnordwestlichen Rand des Planungsgebietes erweitert. Damit wurde der An-regung des Energieversorgers Freiburger Energie- und WasserversorgungFEW entsprochen, die vorhandene Trafostation, die zukünftig auch das Pla-nungsgebiet versorgen wird, mit in den Bebauungsplan aufzunehmen und
planungsrechtlich zu sichern.
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3.2. Slerkehr

"%t

Die Haupterschließung des Gewerbegebietes erfolgt im Nordwesten von der
L 126 abzweigend. Der in diesem Zusammenhang östlich der L 126 notwen-
dige Linksabbieger bedingt eine Verlegung sowoh.l des in diesem Bereich
verlaufenden Grabens als auch des Rad- und Fußweges um ca. 3-4 m. Für
diese Maßnahme liegt die grundsätzliche Zustimmung sowohl der Gewäs-serdirektion Rhein (Waldshut-Tiengen) als auch des Straßenbauamtes Frei-
burg vor.Die bisherige Zufahrt zum Sportplatz, die sich nordwestlich des Planungs-
gebietes befindet, wird mit Vorliegen der Erschließung des Gewerbegebietesgeschlossen. Die Anbindung des Sportplatzes erfolgt dann Ober das Gewer-
begebiet.

Innerhalb des Planungsgebietes ist eine Ringstraße mit einer Breite von
6,5 m, einem einseitigen Gehweg von 'l ,5 m sowie einer Multifunktionsfläche
von 2,5 m Breite (für Längsparker, Grundstückszufahrten, Baumpflanzun-
gen, Grünstreifen) vorgesehen.Zwischen Sportplatz und Gehweg ist im Nordwesten des Planungsgebieteseine fußläufige Verbindung vorgesehen, die nur im Bedarfs- bzw. Notfall
befahren werden kann.

3,3 Bebauung

!J

Der Geltungsbereich wurde als Gewerbegebiet (GE) ausgewiesen. Vergnü-gungsstätten wie Diskotheken, Spielhallen, Spielotheken und Spielcenter
nach § 8 Abs. 3 BauNVO sind unzulässig. [)amit soll zum einen die ortstypi-sche, eher ländlich geprägte Nutzung des Gewerbegebietes unterstrichen
werden und zum anderen einer möglichst großen Zahl von einheimischen
Betrieben die Möglichkeit zur Ansiedlung gegeben werden.
Die Grundflächenzahl (GRZ) blieb mit O,6 unter dem nach der BauNVO
Höchstmaß von O,8 um den Grad der Versiegelung zu reduzieren und damit
eine aufgelockertere Bebauung zu ermöglichen. Auf die Festsetzung der
Zahl der Vollgeschosse wurde verzichtet, um eine gewisse Flexibiliföt zu er-möglichen, zumal sich die Höhe des jeweiligen Gebäudes aufgrund der
Festsetzung hinsichtlich der Wand- und Firsthöhe eindeutig begrenzt ist.
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Bei der Festsetzung der Wandhöhe wurde zum einen zwischen zu Wohn-
bzw. zu Gewerbezwecken genutzten Gebäuden bzw. Gebäudeteilen, zum
anderen zwischen im Randbereich und dem inneren Bereich des Bebaungs-
planes unterschieden. Durch letzteres ist eine gewisse Staffelung der Ge-
bäude vom Ortsrarid aus möglich. Bezüglich der Firsthöhe wurde keine Un-
terscheidung getroffen. Sowohl Wand- als auch Firsthöhe orientieren sich
an der Notwendigkeit von Gewerbebetrieben hinsichtlich einer sinnvollen
und zweckmäßigen Nutzung der Gebäude.Der untere Bezugspunkt für die Bemessung der Wand- bzw. Firsthöhe ist
die Oberkante der Straße an der Mitte der straßenseitigen Grundstücks-
grenze, von der aus das Grundstück seine Zufahrt erhält.

*

Bei einer Bebauung des kleinen Teilbereiches des Überschwemmungsge-
bietes im Südwesten des Planungsgebietes muß infolge des Verlustes anÜberschwemmungsfläche nach Rücksprache mit der Unteren Wasser-
rechtsbehörde beim Landratsamt im Rahmen des konkreten Bauantrages
durch einen konkreten Volumenausgleich kompensiert werden. Bei einem
konkreten Bauantrag ist die Genehmigung durch die Untere Wasserrechts-
behörde beim Landratsamt einzuholen.

Gestaltung

Um eine Einbindung ins Ortsbi(d sicherzustellen, wurden Aussagen hinsicht-
lich der Dachgestaltung mit in die Schriftlichen Festsetzungen aufgenom-
men. So sind Flachdächer nur auf untergeordneten Gebäudeteilen wie An-
bauten zulässig.

?

Zur Gliederung der Gebäude wurde festgesetzt, dass ab einer Länge von25,0 m Gliederungselemente in der Fassade vorzusehen sind. Darüber hin-
aus sind an geschlossenen Wandflächen Kletterpflanzen vorzusehen.Um einen überdimensionierten Glasanteil an der Gebäudefassade zu ver-
hindern, wurde dieser begrenzt.

Werbeanlagen

Um eine an der ortstypischen Bebauung orientierten Außenwirkung der Ge-
bäude sicherzustellen, wurden Festsetzungen hinsichtlich der Werbeanla-
gen getroffen. Sie sind in einer bestimmten Größe, ohne bewegliche oder
blinkende Leuchtschrift nur am Ort der Leistung zulässig. Eine Ausnahme
von letzterer Festsetzung bildet lediglich eine Werbeanlage im Zufahrtsbe-
reich des Gewerbnegebietes, die auf die dort ansässigen Betriebe hinweisen
kann.

Die grünordnerischen Aussagen (zu Grün- und Freiflächen) wurden mit in
die Schriftlichen Festsetzungen integriert.
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3.4 Lärmschutz

bezogen auf die Lärmquelle L 126

?
%'4)

Die Berechnung erfolgte nach den Werten der "Amtlichen Verkehrszählung
1995" entsprechend der DIN 18005. Da sowohl die Zählstelle 8013/1201
(DTV 12.866 KfZ/24h) an der L 121 zwischen Kirchzarten und Kappel als
auch die Zäh(stelle 8013/1205 ([)TV 3.786 KfZ/24h) im Hintertal zwischen
Oberried und Notschrei aufgrund des jeweils nach Kirchzarten bzw. nach
Oberried selbst abfließenden Verkehrs nicht herangezogen werden können,
vvurde mangels passender Zählstelle der DTV-Wert geschätzt.
Die nachfolgende Berechnung stellt keine gutachtliche Stellungnahme dar
und kann nur als grobe Berechnungsgrundlage bei der Beurteilung heran-
gezogen werden.

Straßenbelastung
Belastung tags
Belastung nachts
LKW-Anteil tags/nachts
Geschwindigkeit PKW/LKW
Belag Schwarzdecke
Steigung

6.000 KfZ/24 h
360 KfZ/h
48 KfZ/h
5%

70 km/h

0 dB(A)
<5%

Emissionspegel tags
Emissionspegel nachts

64,3 dB(A)
55,6 dB(A)

Korrektur durch Geschwindigkeit (70 km/h) - 2,6 db(A)

C
Beurteilungspegel tags:
Beurteilungspegel nachts:

64,3-2,6 = 61,7 dB(A)
55,6-2,6 = 53,O dB(A)

Schalltechnische Orientierungswerte Gewerbegebiete
nach DIN 18005: tags: 65,O dB(A)

nachts: 55,O dB(A)

Die errechneten Beurteilungspege) von tags 61,7 dB(A) und nachts
53,O db(A) liegen unter den schalltechnischen Orientierungswerten nach
DIN 18005 für Gewerbegebiete.
Ein Lärmschutz ist daher nicht erforderlich.

Zudem kann davon ausgegangen werden, daß es aufgrund des heutigen
Standes der Bautechnik (Einbau von Fenstern der Schallschutzklasse 111
aufgrund der Wärmeschutzverordnung sowie Anbringen von Gebäudeau-
ßenbauteilen mit hinreichend hoher Luftschalldämmung) zu einer weiteren
Reduzierung des im Gebäude auftretenden Lärmes kommt.
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4.O Naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichsregelung
(§ 1a BauGB i.V.m. § 8a BNatSchG))

?
N Die geplante Bebauung läßt sich nicht konfliktfrei :zu den Ansprüchen und

Zielsetzungen von Naturschutz und Landschaftspflege realisieren.
Die naturschutzrechtliche Eingriffs- / Ausgleichsregelung nach § 1a BauGB
i.V.m. § 8a BNatSchG hat das Anliegen, erhebliche und nachhaltige Beein-
trächtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes, die durch Eingriffe in Natur und Landschaft verursacht wer-
den, zu vermeiden, zu minimieren bzw. ggf. durch Ausgleichs- und / oder Er-
satzmaßnahmen zu kompensieren.

4.I Gegenüberstellung der Konflikte und
der landespflegerischen Maßnahmen

In der folgenden Übersicht erfolgt eine Bestandsbewertung, die Gegenüber-
stellung der durch die Eingriffe zu erwartenden Beeinträchtigungen mit den
jeweils erforderlichen und geeigneten landespflegerischen Maßnahmen zur
Vermeidung und Minimierung bzw. Kompensation

«
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4.2 Zielsetzung

Aus grünplanerischer Sicht ergeben sich folgende Zielsetzungen, um die
Auswirkungen der geplanten Bebauung auf den betroffenen Landschafts-
raum zu mindern:

Th

[!

*

*

@

*

*

*

Ausbildung eines Grünstreifens entlang der Landesstraße mit einer
dichten Gehölzpflanzung aus standortheimischen Bäumen und Sträu-
chern

Beflanzung des südlichen Gewerbegebietesrandes im Bereich des
Überschwemmungsgebietes
Ausweisung eines Gewässerschutzstreifens entlang des Osterbaches
mit ergänzender Bepflanzung
fntensive Bepflanzung innerhalb des Baugebietes, sowohl entlang der
Erschließungsstraßen als auch auf den einzelnen Gewerbegrundstük-
ken, soweit sie nicht für bauliche Anlagen genutzt werden.
Stellplatzbegrünung
Beachtung ökologischer Gesichtspunkte bei der Planung von Gebäuden,
Betriebs- und Verkehrsflächen (z. B. Fassaden-Dachbegrünung, Ver-
wendung wasserdurchlässiger Beläge, Minimierung der Flächenversie-
gelung,
teilweise, groflächige Versichung des Regenwasser in den Grünflächen,
Verzicht auf grelle und reflektierende Materialien, Maßstäblichkeit der
Baukörper, Verzicht auf riegelartige Bebauungen zur besseren Durch-
lüftung des Baugebietes etc.).

4.3 Eingriffs- und Ausgleichsbilanz

(

Der Umfang erforderlicher Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist abhängig
von

der Flächengröße der beanspruchten Biotope,
dem überbauten Flächenanteil, ausgedrückt durch die GRZ,
den ökologischen Wert der beanspruchten Biotope, der durch Wertstu-
fen von O - 7 ausgedrückt wird.

Die Bewertung der verschiedenen Flächen orientiert sich an den Wertein-
stufungen nach einem Schema in Anlehnung an Kaule, l99'l. Den Wert-
stufen wurden verschiedene Biotope zugeordnet.

Die Bewertung der Biotoptypen erfolgt in acht Wertestufen (vgl. Tab. 'l ), die
mit der jeweiligen Fföchengröße multipliziert werden.
Dabei haben Flächen mit der Wertestufe 7 die höchste Bedeutung im Na-
tur- und Landschaftshaushalt und Flächen mit der Wertestufe 0 sind weit-
gehend ohne Bedeutung (z.B. versiegelte Flächen).
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i Tab.: Schema zur Bewertung der Schutzgüter, Arten und Biotope bzw. Wasser
(in Anlehnung an KAULE 1991

==#-.

« 1

]

l

(

Wertstufe Biotop
Kriterien zur Lebensraumbewertung

7

sehr gut/gut
- Naturschutzgebiet/Naturdenkmal/Lebensraum mit

landes- oöer bundesweit gefährdeten Arten

6

noch gut

(lokale
Bedeutung)

- Biotope, die nach § 24a NatSchG
besonders geschützt sind

- Lebensraum mit typischen, landeswei( rückläufi-
gen Arten

Kleinere Ausgleichsflächen zwischen Nutzflächen und be-
deutend für Arten, die in den eigentlichen Kulturflächeri nicht
mehr vorkomnen.

5

weitgehend verarmt

(artenschutz-
relevant)

- Streuobstbestände mit ungedüngten und 1- bis 2-
schürig gemähten Wiesenflächen

- extensiv genutztes, mäßig artenreiches Grünland
- Brachflächen ohne/mit wenigen Magerkeits-

Zeigern
- bachbegleitende Erlen- oder Weiden-

gehölze
- Fließgewässer mittlerer Wasserqualität mit be-

gleitenden Staudensäumen oder Röhricht
- ar{enreiche, äl{ere Brachflächen mit

Gehölzaufwuchs
- Gehölzpflanzungen mit standortgerechten, heimi-

schen Gehölzen

Nutzflächen, in denen nur noch wenig standortspezifische
Arten vorkommen.

4

verarmt

(stark verarmt')

- extensiv genutzte Weideflächen
- S!reuobstwiese mit intensiver Pflege
- extensiv genutz}es Grünland
- artenarme Brachflächen ohne/mi( wenigen Neo-

phyten
- brachliegende Ackerflächen
- Kleingärten mit alten Obstbäumen

und Grünland
- Grünflächen mit standortgerechten Gehölzen/

Stauderi
- Fließgewässer mittlerer Wasserqualität

mit regelmäßig gemähten Grasböschungen
- Einzelbäume
- alte Bausubs(ariz mi( al}em Baumbestand

Nutzflächen mit Arten, die überall vorkommen (Allerweltsar-
ten) oder Nutzflächen mit unterdurchschnittlich wenig typi-
schen Arten.

3

stark verarmt

(belastend)

- intensiv genutzte Weideflächen
- intensiv gentuizes, artenarmes Grünland
- Brachflächen mit dominierenden, ausbreitungs-

schwachen Neophyten
- Gärten, Kleingärten mit vorwiegendem Gemüse-

anbau oder Blumenbeeten (Garren der Baugebie-
te)

- unbefestigte, z.T. grasbewachsene Wege
- Bankett, Verkehrsgrün
- naturnahe Erholungsflächen

Nutzflächen, die nur von wenigen Allerweltsarten (Ubiquisteri)
nutzbar sind; benachbarte Flächen werden durch Störungen
oder Emissionen belastet. Es tritt eine deutliche Trerinwirkung
auf.

2

extrem verarm(

(s}ark belasterid)

- Brachflächen mit dominierenden, ausbreifüngs-
starken Neophyten

- Gartenbaufläche
- Obstplantage
- intensiv gepflegte Rasenflächen
- Sport-/ Spiel-/ Erholungsflächen (nafürfern)
- Ackerflächen

Benachbar(e Flächen werden durch Störungen oder Emissio-
nen s}ark belastet. Es tritt eine hohe Trennwirkung für be-
nachbarte Flächen auf.

2,5
extrem bis stark

verarmt

(stark belastend bis
belastend)

- intensiv genutztes GrÜnland - 5 bis 5malige Mahd
und mehrmalige intensive Düngung pro Jahr
(Übetdüngung)

1

weitgehend unbe-
lebt

(sehr stark
belastend)

- nicht versiegel(e Lagerflächen
- Kies-/ Schotterwege / wassergebundene Decken
- Rasenpflaster / Scho{tetrasen
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Innerhalb der Bewertungsbereiche wurden von Kaule für die Einstufung der
Biotoptypen folgende Kriterien zugrunde gelegt:

Vielfalt an Pflanzen und Tierarten, die Anzahl der Biozönosen, die
Siedlungsdichte der Tierarten und die strukturelle Vielfalt;
Seltenheit als qualitatives Kriterium in Bezug auf Verbreitung zahlen-
mäßiger Vorkommen oder zeitlichen Entwicklung einer Erscheinungs-
form (insbes. Rote Listen-Arten, Biotop, Landschaftsausschnitt);
Natürlichkeit für den Grad der Beeinflussung einer Landschaft durch
den Menscheri;
Gefährdung als Verringerung des Vorkommens von Tieren und Pflanzen
im Vergleich zur Norm;
Unersetzbarkeit (Reproduzierbarkeit) entweder durch menschliche Ein-
griffe nicht herstellbare oder in der Natur in absehbarer Zeit nicht rege-
nerierbare Erscheinungsformen, z.B. Wälder, Moore;
Vollkommenheit als quantitatives Kriterium in Bezug auf die optimale
Ausprägung einer komplexen Erscheinungsform innerhalb ihrer Variati-
onsbreite;
Repräsentanz für das Vorkommen von charakteristischen Arten und
Biotopen in einer bestimmten Ausprägung im Vergleich zu einem größe-
ren Gebiet;
Strukturell-visuelle Vielfalt für die optimale Landschaftsraumentwick-
lung.

# Durch den Bewertungsrahmen können über die Differenz vor und nach der
Bebauung Angaben über Art und Umfang von erforderlichen Ausgleichs-
bzw. Ersatzmaßnahmen im Sinne von § 8a-c BNatSchG gemacht vverderi.

]
ffl

4
)l

J

Ii

Wertstufe Biotop Kriterien zur Lebensraumbewertung

o

unbelebi

(sehr stark bela-
stend)

- versiegel(e Flächen - Bebauung (Einleitung des
Regenwassers in die Kanalisation)

- verrohrtet Bach
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Wer(stufen in Anlehnung an Kaule 1 991

Theorekischer Ausgleichswert.

Die negative Bilanzierung von 9.892 Werteinhei}en kann durch die Extensivierung eines 9.9892 m 2 großen Grünlands oder z.B.die Umwandlung einer ca. 5.000 m2 großen Ackerfläche in extensiv genutztes Grünland (zweimalige Mahd, keine Düngung)
erfolgen.

(s. auch Tabelle !)

Bestand Planung - Diffe-

renz

qm Wert
,1

Ge-

samt-

wert

qm Wert
,1

Ge-

samt-

wert

Wert
,1

1. Gebäude

1.1 GE 1 und 2
GRZO6

14.634 o o 20

2. Verkehrsflächen

2.1 Asphalt
4.980 o o .!.0

3. Landwirtschaftliche Nutzfläche

3.1 Grünland 820 3 2.460 - 2.460

3.2 Ackerland 33 800 2 67.600 - 67.600

4.0 Grün- und Biotopflächen

4.1 private Grünfläche 9.756 3 29.268 +

29.268

4.2" Ufergehölz/
Böschungsbereich
extensives Grünland

360 5 1.800 1 950 5 9.800 + 8.000

4.3 Gehölzpflanzung mit
standortgerechten,
heimischen Gehölzen

4.300 5 21.500 +

21.500

4.4 vorhandene Obst-
bäume Stck. ä 50 m2

13St

(650 m2
4 2 600 - 2.600

4.5 neue Bäume
Stck. ä 20 m2

50 St.

(1.000)
4 4.000 + 4.000

Gesamtfläche 35.630 74.460 35.630 64.568 - 9.892"

IProzent' Bestand % j fö0jPlanung) % j 86,72j 2'l'3-,28
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4.4 Zusammenfassung

l
ffl

Die Belange von Naturschutz und Landespflege sind nach § 1a ( § 1 Abs. 5
Satz 2 Nr. 7) BauGB, ergänzt um die in § 8a Abs. 1 BnatSchG genannten
Elemente der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zu berücksichtigen.
Dabei handelt es sich um das Vermeidungsgebot § 11 Abs. 1 NatSchG),
die Ausgleichspflicht § 11 Abs. 1 und 2 NatSchG) u,nd die Ersatzpflicht (§
1 1 Abs. 3 NatSchG).

"f*fi'f

Durch die geplanten baulichen Vorhaben im Bereich des Bebauungsplanes
"Gewerbegebiet Brühl" erfolgen unvermeidbare Eingriffe in den Naturhaus-
halt, wie die vorangegangenen Gegenüberstellungen darlegen. Zur Mini-
mierung und zum Ausgleich der durch die geplanten Vorhaben entstehen-
den unvermeidbaren Eingriffe können in Anlehnung an den § 8a des Bun-
desnaturschutzgesetzes sowie §la Baugesetzbuch in Ansatz gebracht
werden:

Folgende Vermeidungsmaßnahmen, die die zu erwartenden Eingriffe im
Planungsgebiet vermeiden oder minimieren, werden durchgeführt:

*

*

*

*

*

Minimierung negativer klimatischer Effekte durch eine Ein- und Durch-
grünung;
Schutz und Wiederverwendung des Oberbodens;
Minimierung der Flächenversiegelung durch Verwendung wasserdurch-
lässiger Belagsarten und;
Beschränkung der Flächenversiegelung auf das unabdingbare Maß;
Gestaltung der unbebauten Flächen als Grünflächen bzw. gärtnerisch
genutzte Flächen.

u

-,l

*

*

*

*

*

Folgende Ausgleichsmaßnahmen vverderi im Planungsgebiet durchgeführt:
Anlage von Gehölzpflanzungen an den Baugebietsgrenzen im Norden.
Westen und Süden mit standortgerechten, heimischen Gehölzen als Le-
bens- und Rückzugsraum für Tierarten, zur optischen Einbindung in die
Landschaft und als Sichtschutz. Die dafür bereitgestellten Flächen be-
tragen 4.300 qm;
Pflanzung von 26 Bäumen innerhalb der Privatgrundstücke als innere
Durchgrünung;
Pflanzung von 24 Bäumen im Straßenbereich als innere Durchgrünung;
Anlage des 10 m breiten Gewässerschutzstreifen als extensiv bewirt-
schaftetes Grünland, Ergänzung des vorhandenen Uferghölze mit
Gefü51zgruppen
Durchführung einer langfristigen Pflege (Biotopmanagement)

l
1

L
%

m
a9

Die geplante Bebauung stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar.
Die geplanten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen können den Ein-
griff in Natur und Landschaft rein rechnerisch nicht ausgleichen. Die Bau-
maßnahmen führen zu einem Ausgleichsdefizit von 9.892 Punktwerten.
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Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Planungsgebietes

%-

Zur Kompensation innerhalb des Gewerbegebietes "Brühl" nicht ausgleich-
barer Eingriffe verpflichtet sich die Gemeinde, Maßnahmen zur Aufwertung
und zur Förderung der Biotopvernetzung im Bereich "Hintertal" sowie im
Ortsteil "Vörlinsbach" durchzuführen

Als Ausgleichsmaßnahmen sind vorgesehen (s. auch Skizzen):

/ *

Maßnahme A

Extensivierung des vorhandenen intensiv genutzten Grünlandes durch
extensive Pflege/Nutzung mit maximal 2-schüriger Mahd pro Jahr (En-
de Juni/September), Abtransport des Mähgutes und Verzicht auf Dün-
gung. Partielle Bepflanzung des Bachufers mit standortgerechten Ar-
ten.

Langfristiges Ziel: Entwicklung zur Streuwiese (ca. 5.000 m2)

Maßnahme B

Partielle Bepflanzung des westlichen Uferbereiches mit standortge-
rechten Ufergehölzen. Entfernen der vorkommenden Koniferen. Noch
mit Gehölzen angepflanzte Uferbereiche folgen freie Uferbereiche, de-
ren zum Teil bisher gemähten Wiesenböschungen sich zu bachbeglei-
tenden Staudensäumen umstellen werden. Extensivierung des dar-
überhinaus vorhandenen Grünlandes (Maßnahmen: siehe auch Maß-
nahme A).

*

/'
vl

Maßnahme C

Ein extensiv genutzter Weidebereich am Winterberg wird durch die rei-
hige, durch Lücken aufgelockerte Anpflanzung von Wildkirschen,
Wildäpfeln etc. aufgewertet. Ein ca. 8 m breiter Bereich (4 m beidseits
der Baumreihe) ist als Grünland extensiv zu pflegen/nutzen mit max.
2maliger Mahd pro Jahr, Abtransport des Mähgutes und Verzicht auf
Düngung.

*

* Gewährleistung einer langfristigen Pflege (Biotopmanagement) für alle
drei Bereiche

}
r

s
/

/
I

r

Alle Maßnahmen sind in enger Abstimmung mit dem Naturschutzbeauf-
tragten und der Unteren Naturschutzbehörde zu pianen und durchzuführen.
Hinsichtlich der Durchführung bzw. Umsetzung der Maßnahmen wird ein
Vetrag zwischen der Gemeinde Oberried und der Unteren Naturschutzbe-
hörde geschlossen.

Das rechnerische Defizit, das sich durch die Bilanzierung innerhalb des
Baugebietes ergibt, wird durch die Kompensationsmaßnahmen außerhalb
des Planungsgebietes vollständig ausgeglichen. Siehe folgende Tabelle:
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Maßnahme A

,emeinde Obemed
,3ebauungspian "Gewerbegebiet Brühl"
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PLANUNGSBÜRO FISCHER
GCINTERSTALSTR. 32
79100 FREIBURG
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?
"Feuchtwiese"
ca. 5.000 qm Fläche

(Wertstufe 4 4 Wertstufe 5, Extensivierung):
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Die Maßnahmen sind nodi mit dem
und der Nörschutzbehörde zu diskutieren und abzustimmen
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Die Maßnahmen sind noch mit dem
und der Naturschutzbehörde zu diskutieren und abzustimmen
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Dem positiven Differenzwert von 10.800 Einheiten steht dem negativen Bi-
lanzwert von 9.892 Einheiten gegenüber. Das Defizit ist ausgeglichen.
Die positive Differeriz von 908 Werteinheiten kann dem Ökokonto gutge-
schrieben werden.

Es kann davon ausgegangen werden, dass nach Durchführung der Maß-
nahmen keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen zurück-
bleiben und das Landschaftsbild nicht beeinträchtigt ist. Die Eingriffsfolgen
können damit inner- und außerhalb des Bebauungsplanes in einem vollstän-
digen Umfang als kompensiert angenommen werden.

Bestand Planung Differenz

qm Wert

"1

Gesamt-
wert

qm Wert

"1

, Gesamt-
 wert

Wert

"1

1 intensiv genutz-
tes Grünland
(Maßnahme A)

5.000 3 15.000

l

-'is.ooo

2 Extensiv genut-
zes Grünland

(Maßnahme A)

5.000 4
l

20.000
l

+ 20.000

3 Fließgewässer
mittlerer Wasser-
qualität mit teil-
weise gemät"iten
Grasböschungen
und partiellem
Konferenbestand
(Maßnahme B)

1.000 4 4.000

l
l

l

- 4.000

4 Fließgewässer
mittlerer Wasser-

qualität mit
standortgerech-
ten, bachbeglei-
tenden Uferge-
hölzen (Weiden,
Erlen) und Stau-
densaum

(Maßnahme B)

1.000 5 5 000 + 5.000

5 Extensiv genutzt
Weidefläche

(Maßnahme C)
4.800 4 19.200

l

-19.200

6 Extensfü genutzt
Wiesenfläche mit
Wildobstbestand

(Maßnahme C)

4 800 5

l
l

24.000 + 24.000

Gesamtfläche 10800 38.200 10.800 49.000 +10.800

Prozent 100% 128,3o/o 28 3 oA
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5.O Ver- und Enföorgung

5.1 Wasserversorgung

L
'%%

Die Wasserversorgung für das Planungsgebiet erfolgt im Anschluss an die
vorhandene Leitung im Nordosten des Planungsgebietes (Bereich Sport-
platz).
Zuständig für die Wasserversorgung ist die Gemeinde Oberried.

Die westlich entlang des Osterbaches verlaufende Leitung der Gemeinde
Kirchzarten befindet sich teilweise in der öffentlichen Grünfläche, teilweise
wird sie über ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gesichert, das im "Zeichne-
rischen Teil" des Bebauungsplanes entsprechend eingetragen ist.

m
f

Das Planungsgebiet liegt vollständig in der Zone Illb des Wasserschutzge-
bietes Ebnet. [)ie entsprechenden Verbote bzw. Schutzbestimmungen sind
entsprechend zu beachten.

5.2 Abwasserbeseitigung

Die Abwasserbeseitigung erfolgt im Trennsystem Ober einen zu verlegen-
den Kanal mit Anschluß an die Weilersbachstraße (nördlich des Sportplat-
zes).Zuständig für die Abwasserbeseitigung ist der Abwasserzweckverband
"Breisgauer Bucht" mit Sitz in Freiburg.

Das Oberflächenwasser wird in ein semi-zentral angeordnetes Regenrück-
haltebecken im Nordwesten des Planungsgebietes geleitet. Das Wasser
kann somit zwischengepuffert an den Vorfluter (Graben entlang der Straße
L 126) abgegeben werden.

5.3 Energieversorgung

Qi Zuständig ist die Freiburger Energie- und Wasserversorgung FEW.
Die im nordöstlichen Teil des Planungsgebietes vorhandene Trafostation
(bzw. Schalthaus) dient der Versorgung des Gebietes und ist in der Plan-
fassung entsprechend eingezeichnet.

Eine Gasversorgung des Planungsgebietes ist nicht vorhanden und derzeit
nicht vorgesehen,

6.O Flächenbilanz

Gesamtfläche
Öffentliche Verkehrsfläche
Öffentliche Grünfläche
Öffentliche Grünfl./Gewässerrand
Nettobaufläche

3,60 ha = 100,0 %
0,55 ha = 15,3 o/o
0,43 ha = 11,9 o/o
0,20 ha = 5,6 o/o
2,42ha = 67,2%
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7.O Kostenschätzimg%W

ffi

Straßenbau (einschl. Zufahrt)
Kanalisation (Trennsystem)
Kanalisation (außerhalb Gebiet)
Wasserversorgung
Beleuchtung
Begrünung
Nebenkosten

Gesamt

ca.

ca.

ca.

ca.

ca.

ca.

ca.

ca.

DM 1.050.000
DM 470.000
DM 120.000
DM 170.000
DM 30.ü00
DM 290.000
DM 250.ü00

DM 2.380.0ü0

2 #

li
»d.

4%

'JeD,iJ lü 9 n
7,000

/
Freiburg, den 28.01.2000

tiwariAürl ")'2 rlR ")nnngeändert 23.05.2000
"i9.09.2000

Oberried, den

*

PLANUNGSBÜRO FISCHER
GtlNTERSTALSTR. 32
79100 FREIBURG

Planer
Winterhalter, Bürgermeister

/
/
/
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Bebauungsplan ,,Brühl" Ausfertigung:

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieses Bebauungsplanes stimmt mit demSatzungsbeschluss des Gemeinderates der Gemeinde Oberried vom 19. September 2000überein.

/.1
r

Oberried, 4en 25. September 2000""7,- 7':""
,/

l

$

l

!
1

l
l

l

Bekanntmachungsvermerk:

Vorstehende Satzung wurde gemäss der Satzung der Gemeinde Oberried über die Form deröffentlichen Bekanntmachung vom 15. Oktober 1974 durch Hinweis im Amtsblatt vom 14.Dezember 2000 und Anschlag an der VerJcündigungstafel in der Zeit vom 18. Dezember 2000bis einschliesslich 28. Dezember 2000 öffentlich bekannt gemacht.
Die Satzung ist damit am 28. Dezember 2000 in Kraft getreten.
Oberried, de3+28. Dezember 2000

';':4Ä,')

'ä [0 '2%
Winteföalter, Bürgermeister
/


